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U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

................l......OIDUOOOOIOIQOOOOOC000000...

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

0000000°loooooccoooooooooooooooocooocoooooocoooooo

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 23. September 1981 in lurlin

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz

vom 24. Januar 1980 und des Sozialgerichts Mainz vom

12. Juli 1979 werden aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.
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Die 1898 geborene Klägerin bezieht seit 1963 von der Be-

klagten Altersruhegeld. Sie ist durch ihren Ehemann bei der

Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten (KVB) mitversichert.

Im Juli 1963 bewilligte die Beklagte deshalb der Klägerin
einen Beitragszuschuß. Durch Bescheid vom 16. August 1978

setzte die Beklagte den ab 1. Juli 1977 auf 100‚-- DM be—

grenzten Zuschuß auf 26‚-— DM für den Monat Juli 1978 und

25,-- DM für.die Zeit ab 1. August 1978 neu fest; die

letztgenannten Beträge entsprechen der Differenz zwischen

dem Beitrag, den der Ehemann an die KVB für sich allein zu
leisten hätte, und dem Gesamtbetrag, den er wegen der Mit-

versicherung der Klägerin zahlen muß.

Der auf Fortzahlung von monatlich 100,—- DM gerichteten

Klage gab das Sozialgericht (SG) statt. Auf die Berufung
der Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) auf einen
Hilfsantrag der Klägerin die Beklagte unter Abänderung des

erstinstanzlichen Urteils verurteilt, den Beitragszuschuß
für die Zeit ab 1. Juli 1978 neu festzusetzen nach einem

noch von der KVB ohne Berücksichtigung des - der KVB — von
der Deutschen Bundesbahn (DB) geleisteten Zuschusses zu be-

rechnenden fiktiven Krankenversicherungsbeitrag - bis zu
einem Höchstsatz von 11 vH des monatlichen Rentenbetrages -.
In der Begründung ist ausgeführt, nach dem klaren Wortlaut
des Art 2 5 27a des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs-

gesetzes (AnVNG) sei vom 1. Juli 1978 an die Höhe des Zu-

schusses in jedem Falle auf den Betrag des Krankenversiche-
rungsbeitrages begrenzt. Bei diesem müsse Jedoch der Zuschuß,

den die DB zur Krankenversorgung ihrer Beamten leiste, be-
rücksichtigt werden. Mit ihm erfülle die DB, in deren Bereich

es keine Beihilfen gebe, ihre Fürsorgepflicht gegenüber ihren
Beamten in Krankheitsfällen. Wollte man diesen Zuschuß un-
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berücksichtigt lassen, so würden frühere Bedienstete der DB

gegenüber beihilfeberechtigten früheren Angehörigen des

öffentlichen Dienstes und gegenüber allen anderen als Arbeit-
nehmer tätig gewesenen Rentnern benachteiligt. Es könne

nicht Sinn der Beihilferegelung sein, den Rentenversiche-

rungsträger von Verpflichtungen gegenüber dem Renten—

empfänger auf dessen Kosten zu befreien. ‘

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte

eine Verletzung von @ 85e Abs 1 Satz 1 des Angestellten-

versicherungsgesetzes (AVG) und von Art 2 5 27a Abs 2 AnVNG.
Da die Mitversicherung bei der KVB einen Anspruch auf den

Beitragszuschuß nicht begründe, habe ein solcher nicht be—

willigt werden dürfen; an die gleichwohl ausgesprochene

Bewilligung sei sie, die Beklagte, Jedoch nach 9 77 des
Sozialgerichtsgesetées (SGG) in der Weise gebunden, daß
der auf die Mitversicherung entfallende Anteil am Kranken-

versicherungsbeitrag des Ehemannes der Klägerin als Kranken—

Versicherungsbeitrag der Klägerin zu behandeln sei. Dem

LSG könne nicht gefolgt werden, wenn es dem Beitragszu-

schuß den Beitrag zugrunde legen wolle, der sich ohne den

nach 9 27 der Satzung der KVB geleisteten Zuschuß der DB
ergäbe. Es widerspreche Sinn und Zweck der durch das
20. Rentenanpassungsgesetz (RAG) getroffenen Neuregelung,

ab 1. Juli 1978 einen Beitragszuschuß zu gewähren, der die

tatsächliche Höhe des Krankenversicherungsbeitrages über—

steige. Wenn Rentner ohne Beihilfeanspruch und ohne KVB—
Versicherung in der Regel einen höheren Beitragszuschuß

erhielten, so liege das nur daran, daß sie einen höheren

Krankenversicherungsbeitrag zahlten.

Die Beklagte beantragt (sinngemäß),

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Beklagten ist begründet.

Aufgrund der angefochtenen Bescheide vom 16. August 1978

und 7. Januar 1980 erhält die Klägerin ab 1. Juli 1978

einen Beitragszuschuß in Höhe von 26,-— DM, ab 1. August

1978 von 25,-— DM und ab 1. März 1979 von 27‚-- DM. Einen

höheren Zuschuß kann sie für Zeiten abtkm 1. Juli 1978

nicht verlangen.

Daß sie überhaupt für diese Zeiten noch einen Beitragszu-

schuß erhält, entspricht Jedenfalls nicht & 83e Abs 1

Satz 1 AVG, der nach Art 2 5 27a Abs 1 Satz 1 AnVNGauch
für_Versicherungsfälle vor dem 1. Juli 1977 gilt. Danach

erhält, wer — wie die Klägerin — eine Rente aus der Renten-

versicherung der Angestellten bezieht und nicht in der

gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspflichtig

ist, zu seinen Krankenversicherungsbeiträgen bis zu ihrer

tatsächlichen Höhe einen monatlichen Zuschuß in Höhe von
11 % der monatlichen Rente, wenn er entweder — was bei der

Klägerin nicht zutrifft — freiwillig in der gesetzlichen

Krankenversicherung oder wenn er bei einem Krankenver-
sicherungsunternehmen versichert ist. Die letzte Voraus-

setzung ist nicht erfüllt. Wie der 3. Senat des Bundes-

sozialgerichts (BSG) in seinem Urteil vom 29. April 1971
(SozR Nr 27 zu 5 381 RVG) im Anschluß an sein Urteil vom
13. Februar 1964 (BSGE 20, 159) näher ausgeführt hat (vgl

auch SozR 2200 5 173a Nr 1), genügt dazu nicht die Mit-
versicherung über einen anderen Versicherungsnehmer, hier

über den Ehemann. Dem ist für das geltende Recht beizu-

treten, das in 5 83e Abs 1 AVG ebenfalls eine Versicherung
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des Rentners (vgl im letzten Halbsatz: "er“) fordert und
ausdrücklich von “seinen Krankenversicherungsbeiträgen"

spricht. An beidem fehlt es hier, so daß 5 83e Abs 1 AVG
für einen höheren Zuschuß keine Grundlage bilden kann.

Ein Anspruch auf einen höheren Zuschuß als 26‚-— bzw 25‚--

oder 27‚-- DMläßt sich auch nicht aus 5 77 sec herleiten.
Hierzu erscheint schon zweifelhaft, ob Art 2 5 27a Abs 1

Satz 2 AnVNGnicht für Zeiten nach dem 30. Juni 1977 die
Bindungswirkung früherer Bescheide beseitigt hat (5 77 SGG,
letzter Halbsatz), weil nach dem Wortlaut der Vorschrift

die Weiterzahlung des Beitragszuschusses — in der dort

bestimmten Höhe - nur "bei Vorliegen der Voraussetzungen

des & 83e AVG" zulässig ist. Die Frage kann Jedoch offen
bleiben. Eine Bindungswirkung könnte keinesfalls über den

Sachverhalt hinausgehen, der für die Beklagte der Grund

für die Gewährung des Beitragszuschusses im Jahre 1963 war.‘

Das war der Differenzbetrag beim Ehemann der Klägerin zwi-

schen einer Versicherung ohne und mit der Mitversicherung
der Klägerin. Ihm entspricht der von der Beklagten zuge—

billigte Beitragszuschuß.

Diesen zu überschreiten, würde Art 2 5 27a Abs 1 Satz 2
iVm Abs 2 AnVNG selbst bei Vorliegen der Voraussetzungen

des @83e Abs 1 AVG nicht erlauben. Denn die Höhe des
Krankenversicherungsbeitrages ist nicht nur in & 83e Abs 1

AVG, sondern auch in dem mißverständlich formulierten Art 2

5 27a Abs 1 Satz 2 AnVNG ("mindestens in Höhe von 100‚—— DM,

höchstens bis zur Höhe des Krankenversicherungsbeitrages")

eine in keinem Falle überschreitbare Obergrenze; Art 2 5 27a

Abs 2 AnVNG hat für die Ansprüche auf Beitragszuschuß, die

schon am 30. Juni 1977 bestanden haben, diese Obergrenze

lediglich für die Zeit vom 1. Juli 1977 bis zum30. Juni 1978
nicht gelten lassen.

Keine Rechtsgrundlage schließlich ist ersichtlich für die

Erhöhung des von der Beklagten ab 1. Juli 1978 gewährten
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Zuschusses um einen"fiktiven Krankenversicherungsbeitrag"

im Sinne des angefochtenen Berufungsurteils. Insoweit be-

stehen schon Bedenken gegen die im Tenor dieses Urteils

ausgesprochene Verpflichtung der Beklagten, den Beitrags-

zuschuß auf der Grundlage einer von der KVB vorzunehmenden

' Berechnung neu festzusetzen. Darin liegt eine Zurückverwei-

sund der Sache an den Versicherungsträger; diese ist nicht

nur bei der mit der Anfechtungsklage verbundenen Leistungs-

klage iS des 5 5h Abs 4 SGGunzulässig (vgl ua BSGE2, 94;
36, 181, 184), sondern auch bei einer reinen Anfechtungs-
klage iS des 5 54 Abs 1 SGG, wie sie hier erhoben war

'(Klage gegen die Herabsetzung des Beitragszuschusses unter

100‚-- DM). Das LSG durfte zudem nicht die am Rechtsstreit
nicht beteiligte KVB zur VOrnahme einer Berechnung ver—
pflichten und die Beklagte an das von ihr nicht beeinfluß-

bare Ergebnis dieser Berechnung binden.

Diese Bedenken gegen den Urteilstenor können indessen auf
sich beruhen. Denn ein fiktiver Krankenversicherungsbeitrag

kann in keinem Falle einen Anspruch auf Beitragszuschuß

nach & 83e AVG auslösen oder auf dessen Höhe einwirken.

Maßgebend nach dieser Vorschrift ist immer nur der tatsäch—

lich gezahlte Krankenversicherungsbeitrag. Insoweit werden

alle Rentner gleichbehandelt (Art 3 Abs 1 Grundgesetz).
Die Gründe, warum Rentner im Einzelfall einen Beitrag be-

stimmter Höhe oder keinen Krankenversicherungsbeitrag

zahlen, spkien im Rahmen des 5 83e AVG keine Rolle. Niemand

kann deshalb einen Beitragszuschuß mit der Begründung ver-

langen, daß für ihn unter gleichen oder anderen Gegebenhei-

ten eine Krankenversicherung bzw höhere Prämien erforder-

lich gewesen wären. Hiernach sind die Vergleiche des.LSG

mit beihilfeberechtigten und sonstigen Rentnern von vorn—
herein verfehlt. Wenn die Mitversicherung bei der KVB die

Klägerin von Krankheitskosten nicht voll freistellt, so
steht nichts im Wege„ daß sie - wie etwa Beihilfeberechtigte —
eine zusätzliche Krankenversicherung abschließt und zu
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diesen Krankenversicherungsbeiträgen ebenfalls den Bei—

tragszuschuß - bis zur Höhe von 11 % der Rente - verlangt.

Nach alledem war daher unter Aufhebung der Urteile der

Vorinstanzen die Klage abzuweisen; die Kostenentscheidung

beruht auf 5 193 SGG.
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